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Naturschutz umfasst Maßnahmen zum Schutz und zur 

Entwicklung von Natur und Landschaft. In seinen Wurzeln mit 

umfassenden Umweltschutzes. Zu seinen rechtlich verankerten 

Zielen gehört die Sicherung der biologischen Vielfalt, des 

Naturhaushalts und landschaftsästhetischer Qualitäten.  
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1 Begriff und Entwicklungsgeschichte des Naturschutzes

 
zu anderen Begriffen

Unter der Bezeichnung Naturschutz werden heute gemeinhin die Inhalte des Doppelbegriffs Natur-
schutz und Landschaftspflege zusammengefasst (Buchwald/Engelhardt 1980: 560). Das Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG: Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege) gebraucht regelhaft 
diesen Doppelbegriff zur Bezeichnung des Aufgabenfeldes, das die Gesamtheit der Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege, zur Entwicklung und soweit erforderlich zur Wiederherstellung von Natur 
und ▷ Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Bereich umfasst (§ 1 BNatSchG). Die Begriffe 
Natur und Landschaft werden im Gesetz nicht weiter definiert, obwohl sie höchst unterschiedlich 
interpretiert werden können (s. auch Gloy 1995, 1996). Die Europäische Landschaftskonvention 
(ELC) erachtet Landschaft als ein vom Menschen als solches wahrgenommenes Gebiet, dessen 
Charakter das Ergebnis des Wirkens und Zusammenwirkens natürlicher und/oder anthropogener 
Faktoren ist (Artikel 1 ELC; COE 2000: 2).

Der Naturschutz ist Teil der Gesamtaufgabe eines umfassenden Umweltschutzes bzw. der 
Umweltentwicklung (▷ Umweltplanung). Im Gegensatz zum technischen Umweltschutz, der über-
wiegend anlagenbezogen an den Ursachen von Umweltbeeinträchtigungen (anlagenbezogen) 
ansetzt und zumeist auf einzelne betroffene Umweltmedien abstellt, ist der Naturschutz natur-
gutübergreifend und agiert mit einem starken Raumbezug. 

1.2 Geschichte des Naturschutzes und Entwicklung 
des Naturschutzrechts

Ein umfassender Natur- und Heimatschutz wurde erstmals im Jahr 1880 durch Ernst Rudorff 
gefordert (vgl. Knaut 1990). Vorausgegangen waren hier und da Einzelaktivitäten wie z.  B. der 
Schutz der Baumannshöhle im Harz als „sonderbares Wunderwerk der Natur“ schon im Jahr 1668 
oder eine Verordnung über Dünenschutz auf der Insel Sylt im Jahr 1739. Im Anschluss an Rudorffs 
Initiative fanden vielfältige nicht staatliche und staatliche Aktivitäten statt, u.  a. die Gründung 
einer staatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege in Preußen im Jahr 1906 und die Aufnahme der 
Aufgaben von Natur- und Landschaftsschutz in die Weimarer Verfassung im Jahr 1919.

Umfassendere rechtliche Grundlagen für den Naturschutz entstanden erstmals mit dem 1935 
erlassenen Reichsnaturschutzgesetz und den dazu ergangenen Verordnungen. Im Nationalsozia-
lismus konnte ein völkisch geprägtes Verständnis von Naturschutz problemlos in die herrschende 
Ideologie integriert werden. Während dieser Zeit erfuhr der Naturschutz eine inhaltliche Ausdeh-
nung auf die Bereiche Planung und Gestaltung. Die Verwendung des bereits 1910 von Gradmann 
geprägten Begriffs Landschaftspflege in zahlreichen Schriften aus dieser Zeit und als Zusatz bei 
der Benennung der Stellen für Naturschutz verdeutlicht diesen Trend. Der planerische Part wurde 
besonders von den Landespflegern des sogenannten Reichskommissariats für die Festigung des 
deutschen Volkstums (RKF), das für die Verwaltung der während des Krieges besetzten Gebiete 
zuständig war, repräsentiert. Ihre Aufgabe bestand in der völligen Umgestaltung der Landschaft 
in den eroberten polnischen und russischen Gebieten. Dabei sollte nicht nur das Landschaftsbild, 
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sondern das gesamte standörtliche Wirkungsgefüge berücksichtigt werden. Aufgrund des räum-
lichen Ausmaßes der Gebiete kam es unter Federführung des RKF in diesen Gebieten erstmals zu 
einer engen und groß angelegten Zusammenarbeit von ▷ Raumordnung und Landschaftspflege 
(▷  Geschichte der Raumordnung). Die Tätigkeit des RKF im Dienste der nationalsozialistischen 
Eroberungspolitik diskreditierte die führenden Vertreter der Landespflege jener Zeit nachhaltig 
(Gröning/Wolschke-Bulmahn 1987; Runge 1990: 55).

Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg ist durch einen zunehmenden Bedeutungsgewinn des 
Naturschutzes und die gesetzliche Verankerung in den Naturschutzgesetzen der DDR (1954) und 
der Bundesrepublik (1976) gekennzeichnet. Aufgrund der Probleme, die durch die Intensivierung 
der ▷  Landwirtschaft hervorgerufen wurden, waren der Erhalt der Bodenfruchtbarkeit, die Ero-
sionsbekämpfung und die Erhaltung der Landschaftsvielfalt zunächst die wichtigsten Themen 
(Runge 1990: 67). Auch die Planung von Erholungsgebieten und Naturparks gewann an Bedeutung.

Ende der 1960er Jahre kam es zu umfassenden umweltpolitischen Aktivitäten (▷  Umwelt- 
politik). Die Inhalte des neuen Begriffs Umweltschutz waren, abgesehen von dem Aspekt des 
technischen Umweltschutzes, „vorher in weiten Teilen durch den Begriff Landespflege abgedeckt 
worden“ (Runge 1998: 157; Müller 1986).

Naturschutz wurde nun Bestandteil dieser neuen Umweltpolitik (vgl. Buchwald/Engelhardt 
1980; Mrass/Zwolsky 1977). Diese Periode gesteigerter umweltpolitischer Aktivitäten mündete 
1976 in den Erlass des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). Die Zeit nach dem Inkrafttreten 
des BNatSchG war in der alten Bundesrepublik durch eine Ausdifferenzierung grundlegender 
Konzepte und des methodischen Instrumentariums gekennzeichnet.

Ergebnisse dieses methodischen Ausbaus sind u.  a. die Weiterentwicklung verschiedener 
Verfahren zur Erfassung und Bewertung des Naturhaushaltes und der ökologischen Risikoana-
lyse (z. B. Langer/von Haaren/Hoppenstedt 1985; Bachfischer/David/Kiemstedt et al. 1977), das 
Konzept der differenzierten Bodennutzung (Haber 1971) sowie das von Fürst, Kiemstedt, Gustedt 
et al. (1992) verfasste Gutachten zu Umweltqualitätszielen. Auch normative Fragen wurden in die-
ser Zeit aufgegriffen (z. B. Penker 1986; Trepl 1987; von Haaren 1988; Hampicke 1993) und leiteten 
die schwerpunktmäßig in den 1990er Jahren geführte Diskussion über Ziele und Leitbilder des 
Naturschutzes ein.

Nach mehrfachen Änderungen, die auch internationale Vereinbarungen und europäische 
Richtlinien berücksichtigten, wurde das Bundesnaturschutzgesetz 2002 novelliert und dann 
nochmals 2010 grundlegend geändert. Mit der Novelle im Jahr 2002 wurde die Verbandsklage 
bundesweit eingeführt. Neuerungen betrafen zudem die Definition der guten fachlichen Praxis 
der Landnutzungen, die Forderung nach einem Biotopverbund (▷ Biotop) auf 10 % der Landes-
flächen und die Umweltbeobachtung. Im Zuge der Föderalismusreform wurde 2010 das Natur-
schutzrecht vom Rahmengesetz des Bundes in konkurrierende Gesetzgebung überführt. Damit 
gilt das BNatSchG unmittelbar. Es wird durch ergänzende und konkretisierende Regelungen in 
den Landesnaturschutzgesetzen ergänzt. Zudem können die Länder abweichende Regelungen 
erlassen, ausgenommen der im BNatSchG abweichungsfest verankerten Grundsätze. Wichtige in-
haltliche Neuerungen betreffen die explizite Nennung der biologischen Vielfalt (▷ Biodiversität) als 
Ziel des Naturschutzes (§ 1) und eine nunmehr (abweichungsfest) mindestens zweistufig für die 
überörtliche und örtliche Ebene aufzustellende ▷  Landschaftsplanung. Auf europäischer Ebene 
wurde mit Inkrafttreten der durch den Europarat initiierten Europäischen Landschaftskonvention 
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im Jahr 2004, die bis auf wenige Staaten, darunter Deutschland, von den Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union (▷  Europäische Union) unterzeichnet wurde, ein breiter und partizipativer 
Ansatz zum Schutz, zur Pflege und zur Planung von Landschaft in den Vertragsstaaten verankert 
(CIVILSCAPE 2013). 

2 Ziele und Aufgaben des Naturschutzes 

Die Ziele und Aufgaben des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind im Bundesnaturschutz-
gesetz und in den Ländernaturschutzgesetzen niedergelegt. 

Der § 1 des BNatSchG stellt die wichtigste normative Grundlage des Naturschutzes dar. Dem-
nach erfolgt Naturschutz aufgrund des eigenen Wertes von Natur und Landschaft und aufgrund 
ihrer Funktion als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für 
die künftigen Generationen. Der Naturschutz verfolgt den Schutz, die Pflege und die Entwicklung 
von Natur und Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Bereich im Hinblick auf die dauer-
hafte Sicherung von drei Zielbereichen:

• der biologischen Vielfalt,

• der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes,

• der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft (§ 1 
Abs. 1 BNatSchG).

Diese übergeordneten Ziele des Naturschutzes werden exemplarisch konkretisiert (§  1 
Abs.  2-6). Aufgabe des Naturschutzes ist es, die Landschaftsfunktionen zur dauerhaften Siche-
rung dieser Ziele zu gewährleisten. Dazu zählen unter anderem der Erhalt von Arten und Lebens-
räumen in repräsentativer Verteilung, die Schaffung von Möglichkeiten für den Verbund und die 
Wiedervernetzung von Lebensräumen, die Sicherung der nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der 
Naturgüter, der Erhalt der Böden und ihrer natürlichen Bodenfunktionen, naturnaher Gewässer, 
ihrer natürlichen Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik und der Funktionen für den ▷  Hoch-
wasserschutz, der lufthygienischen und bioklimatischen Funktionen der Landschaft sowie der 
Erlebnis- und Erholungsfunktion von Natur und Landschaft. Letztere umfassen den Schutz von 
Naturlandschaften und historischen Kulturlandschaften (einschließlich Kultur-, Bau- und Boden-
denkmälern; ▷  Kulturlandschaft). Daneben besteht zur dauerhaften Sicherung aller drei Zielbe-
reiche der Auftrag, großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume vor weiterer 
Zerschneidung zu bewahren sowie Freiräume in besiedelten und siedlungsnahen Bereichen zu 
erhalten und ggf. neu zu schaffen (§  1 Abs.  5, 6 BNatSchG) (▷  Freiraum) (Mengel 2011: §  1, Rn. 
28 ff.). Praktische Entscheidungen im Naturschutz müssen sich auf diese grundlegenden Ziele und 
Werte zurückführen lassen.

Das Bundesnaturschutzgesetz setzt die Ziele und Anforderungen der europäischen FFH-Richt-
linie in nationales Recht um. Dem Naturschutz kommt für den Aufbau und den Schutz des Netzes 
„Natura 2000“ eine besondere Bedeutung zu. Neben der hoheitlichen Sicherung der Gebiete sind 
Managementpläne für die Natura-2000-Gebiete aufzustellen. Projekte sind auf ihre Verträglichkeit 
mit den Erhaltungszielen der Natura-2000-Gebiete zu überprüfen. 
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Die Ziele des Naturschutzes richten sich an jedermann (§  2 BNatSchG). Die Behörden des 
Bundes und der Länder sollen die Ziele des Naturschutzes im Rahmen ihrer Zuständigkeiten un-
terstützen und in besonderer Weise bei der Bewirtschaftung von Grundflächen der öffentlichen 
Hand berücksichtigen (§ 2 BNatSchG). Die Forderung, das Verständnis für die Ziele und Aufgaben 
des Naturschutzes mit geeigneten Mitteln zu fördern, ist ebenfalls ein Auftrag des BNatSchG. Mit 
diesem Ziele- und Aufgabenkanon ergeben sich in vielen Bereichen erhebliche Übereinstimmun-
gen mit den auf der Agenda 21 aufbauenden Grundsätzen und Prinzipien nachhaltigen Handelns 
(Daly 1990; Deutscher Bundestag 1998). Die Umweltinformations- und -bildungsziele werden 
auch durch das Umweltinformationsgesetz und das Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz (▷ Öffent-
lichkeitsbeteiligung) unterstützt. Behörden und Planungsträger sind aufgefordert, vorliegende 
Umweltinformationen der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und Bürgerinnen und Bürger an 
umweltbezogenen Plänen und Projekten zu beteiligen. 

Die gesetzlichen Ziele des Naturschutzes wurden in der Praxis in der Vergangenheit zum 
Teil mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen interpretiert. Ein segregatives Naturschutz-
konzept, das „Schutz- und Schmutzgebiete“ unterscheidet, wurde überwiegend abgelehnt. Na-
turschutz sollte auf der gesamten Fläche angestrebt werden – allerdings mit unterschiedlichen 
Ausrichtungen und Schutzniveaus, abhängig von Flächentyp und Umsetzungssituation (Haber 
1971; SRU 2002a). Sowohl das Ziel des „Prozessschutzes“ – also der Eigenentwicklung der Natur – 
als auch der Kulturlandschaftsschutz können dabei auf jeweils unterschiedlichen Flächen zum 
Tragen kommen. 

3 Instrumente des Naturschutzes

Zur Umsetzung der genannten Ziele werden im Naturschutzgesetz verschiedene Instrumente zur 
Verfügung gestellt (s  Abb. 1). Dazu zählen:

• die flächendeckende Landschaftsplanung als Fachplanung des Naturschutzes,

• die vorhabenbezogene ▷ Eingriffsregelung,

• der selektive Gebiets- und Objektschutz als hoheitliche Sicherung (▷  Schutzgebiete nach 
Naturschutzrecht),

• Bestimmungen des Artenschutzes (▷ Artenschutz),

• die nutzungsintegriert anzuwendenden Anforderungen der guten fachlichen Praxis der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft (▷ Forstwirtschaft).

Die Aufgabe der flächendeckenden Landschaftsplanung (§§ 8-12 BNatSchG) ist die räumliche 
und sachliche Konkretisierung der Ziele des Naturschutzes für spezifische Räume und Situationen. 
In der Landschaftsplanung werden Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung dieser Ziele 
durch die Naturschutzverwaltung wie auch im Zuständigkeitsbereich anderer öffentlicher Stellen 
benannt. Neben anderen zählen dazu die Umsetzung des Biotopverbunds und des Netzes Natura 
2000 sowie die Darstellung von geeigneten Kompensationsflächen. Die Landschaftsplanung stellt 
das wichtigste Verbindungsinstrument des Naturschutzes zur Raumordnung dar, denn die raum-
bedeutsamen Erfordernisse und Maßnahmen (▷ Raumbedeutsamkeit) werden unter ▷ Abwägung 
mit den anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in die Raumordnungspläne 
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(Festlegung als ▷  Vorranggebiet, Vorbehaltsgebiet und Eignungsgebiet) sowie in die ▷  Bauleit- 
planung aufgenommen (§ 10 Abs. 3 BNatSchG; § 11 Abs. 3 BNatSchG). Die Landschaftsplanung 
bildet die planerische Grundlage für die meisten anderen Instrumente des Naturschutzes. 

Abbildung 1: Die Instrumente des Bundesnaturschutzgesetzes

Quelle: von Haaren 2004: 47, verändert 

Die Eingriffsregelung verpflichtet Verursacher von Eingriffen in Natur und Landschaft, er-
hebliche vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen und unver-
meidbare Beeinträchtigungen durch geeignete Maßnahmen vorrangig auszugleichen oder in 
sonstiger Weise zu kompensieren (§§ 13 ff. BNatSchG). Im Falle von Eingriffen, die im Rahmen von 
Bauleitplänen oder Satzungen nach dem Baugesetzbuch vorbereitet werden, ist seit 1998 über 
Vermeidung, Ausgleich und Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden 
(§ 18 BNatSchG). Die Eingriffsregelung ist damit eines der wichtigsten Steuerungsinstrumente des 
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Naturschutzes zur Erhaltung der derzeitigen Funktionen von Natur und Landschaft. Allerdings ist 
auch die Eingriffsregelung nicht in der Lage, Summationseffekte von kleinen, nicht als erheblich 
eingestuften Eingriffen zu berücksichtigen oder Umsetzungsdefizite beim Ausgleich und Ersatz 
der verloren gegangenen Werte und Funktionen zu verhindern. 

Besonders schutzwürdige Teile von Natur und Landschaft können durch Ausweisung von 
Schutzgebieten nach Naturschutzrecht hoheitlich geschützt werden. Welche der Schutzka-
tegorien nach §§ 22-29 BNatSchG dabei gewählt wird, hängt zum einen von dem Wert und der 
Schutzwürdigkeit des Gebietes, zum anderen von seiner Größe und dem speziellen Schutzziel 
bzw. den Sicherungserfordernissen ab. 

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung, die das europäische ökologische Netz „Natura 
2000“ bilden, werden in der Regel hoheitlich gesichert, insbesondere als Naturschutzgebiete. Pro-
jekte oder Pläne sind vor ihrer Zulassung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen dieser 
Gebiete zu prüfen (▷  FFH-Verträglichkeitsprüfung). Neben dem für alle wild lebenden Tiere und 
Pflanzen geltenden allgemeinen Artenschutz (§§ 39-43 BNatSchG) stehen einzelne wild lebende 
Tier- und Pflanzenarten unter dem besonderen Schutz des BNatSchG (§§  44  ff.). Hier wird zwi-
schen besonders geschützten und streng geschützten Arten unterschieden. Für diese gelten nach 
§ 44 BNatSchG bestimmte Verbote. 

Die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis (§ 5 BNatSchG) richten sich an die Land-, Forst- und 
Fischereiwirtschaft. Sie umfassen unter anderem: 

• Anforderungen an die standort- und situationsangepasste landwirtschaftliche Bodennut-
zung, z. B. Umbruchverbot auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten, 
auf Standorten mit hohem Grundwasserstand (▷ Grundwasser) und auf Moorstandorten,

• den Erhalt bzw. die Vermehrung der zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen 
Landschaftselemente,

• die Aufforderung, naturnahe Wälder aufzubauen,

• und im Rahmen der fischereilichen Nutzung die Lebensmöglichkeiten für heimische Tier- und 
Pflanzenarten zu erhalten und zu fördern.

Obwohl die Anforderungen der guten fachlichen Praxis grundsätzlich unmittelbar gelten, er-
fordert ihre Anwendung eine Operationalisierung (z. B. in Ländergesetzen oder untergesetzlichen 
Regelungen) und eine flächenbezogene Konkretisierung (z. B. in Landschaftsplänen). 

In den letzten Jahren haben ▷ Monitoring und Überwachungsprogramme auch im Naturschutz 
an Bedeutung gewonnen. Mit Monitoringprogrammen werden der Zustand sowie Veränderungen 
von Natur und Landschaft erfasst und die Effektivität von Naturschutzmaßnahmen beurteilt. Die 
in § 6 BNatSchG verankerte Umweltbeobachtung ist auf die Beobachtung der für die Erfüllung völ-
kerrechtlicher Verpflichtungen und europäischer Richtlinien relevanten Arten, Lebensraumtypen 
und Landschaften ausgerichtet. Ein fortlaufendes Monitoring soll zudem im Zuge der Fortschrei-
bung der Landschaftsplanung angestrebt werden. 

Über die aufgeführten Instrumente hinaus können die Ziele des Naturschutzes auch durch 
vertragliche Vereinbarungen, z.  B. im Rahmen der Agrar-Umweltprogramme, umgesetzt wer-
den (▷  Agrarpolitik). Auch Planungen und Finanzierungsinstrumente auf der Grundlage ande-
rer Gesetze wie z.  B. des Wasserrechts (▷  Wasserwirtschaft) oder des Immissionsschutzrechts 
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(▷  Immissionsschutz) können einen Beitrag zur Umsetzung der Ziele des Naturschutzes leisten, 
ebenso wie die Instrumente des Naturschutzrechts im Gegenzug die Erhaltung der in anderen 
Umweltgesetzen im Zentrum stehenden Umweltmedien unterstützen können. 

Die genannten Ziele sowie das Instrumentarium des Naturschutzes sind für eine dauerhaft um-
weltverträgliche ▷ Raumentwicklung von großer Bedeutung. Dabei beeinflussen sie die Raument-
wicklung auf unterschiedliche Weise (vgl. Heiland 2010). Zum einen werden Naturschutzziele in 
andere Planungen integriert. Naturschutz ist kein rein sektorales Anliegen der für Naturschutz 
zuständigen Fachverwaltung. Viele Ziele des Naturschutzes werden in die rechtlichen Grundlagen 
von Fachplanungen und der räumlichen Gesamtplanung implementiert und so in den eigenen 
Zielkanon übernommen, zum Beispiel Umweltziele der Bewirtschaftungsplanung nach Artikel 4 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), Grundsätze der Raumordnung (§ 2 Raumordnungsgesetz (ROG)). 
Zum anderen wird durch Umweltprüfinstrumente wie die Eingriffsregelung, artenschutzrecht- 
liche Prüfungen sowie die ▷ Umweltprüfung eine prozessbegleitende umwelt- und naturschutz-
fachliche Justierung von Planungen und Projekten erreicht. 

Darüber hinaus erfolgt eine Beeinflussung der Raumentwicklung durch Kommunikation und 
die Bereitstellung von Umweltdaten und Zielen, insbesondere durch die Landschaftsplanung. 
Diese steht zunehmend auch webbasiert als umfassendes, flächendeckendes und planungsebe-
nenübergreifendes Umweltinformationssystem zur Verfügung. Für die ▷ Raumplanung erleichtert 
die Landschaftsplanung zudem die Abwägung unterschiedlicher Umwelt- und Naturschutzbe-
lange. Die Landschaftsplanung integriert alle Naturschutzziele und Landschaftsfunktionen und 
berücksichtigt des Weiteren auch die (landschaftsbezogenen) Ziele und Anforderungen anderer 
Umweltbelange/Umweltplanungen wie den Wasser- und Gewässerschutz (im Rahmen der Be-
wirtschaftungsplanung nach § 82 f. Wasserhaushaltsgesetz (WHG)), den Hochwasserschutz, den 
Flächen- und ▷ Bodenschutz, ▷ Klimaschutz und ▷ Klimaanpassung. Die Landschaftsplanung kann 
daher eine Informations-, Ziel- und Arbeitsgrundlage sein, um die raumplanerische Abwägung 
in Bezug auf die verschiedenen Umweltbelange zu „entfeinern“ (eine Vorkoordination der Um-
weltbelange vorzunehmen). Sie kann zudem für große Teile der in der Raumordnung zu leisten-
den strategischen Umweltprüfung bzw. der Umweltprüfung in der Bauleitplanung herangezogen 
werden.

5 Fachliche Grundlagen des Naturschutzes

Die Zustandsanalyse, die Ziel- und Maßnahmenentwicklung im Naturschutz erfordern Kenntnisse 
der Landschaftsökologie (▷  Ökologie), der Biologie, der Planungstheorie und -methodik (▷  Pla-
nung) sowie der rechtlichen Grundlagen. In jüngerer Zeit kamen im Zuge einer stärkeren Umset-
zungsorientierung der Maßnahmen Informationen und Kenntnisse aus den Bereichen Ökonomie 
und Sozialwissenschaften hinzu. Für die Aufgaben des Naturschutzes auf den verschiedenen 
Planungsebenen (Bund, Land, Kommunen) stehen Informationen für die jeweiligen Bezugsräume 
in der entsprechenden Maßstabsebene zur Verfügung. Einen (bundesweiten) Überblick über den 
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Zustand von Natur und Landschaft für das Bundesgebiet geben die regelmäßig erscheinenden 
„Daten zur Natur“ (BfN 2012). Sie enthalten Zahlen zu der naturschutzrelevanten Flächen- und 
Ressourcennutzung sowie zum Bestand und zur Gefährdung der Arten, Biotoptypen und geneti-
schen Vielfalt. Darüber hinaus werden bundesweit Indikatorensysteme zur Bewertung der biolo-
gischen Vielfalt (BMU 2010) sowie zur Bewertung der Nachhaltigkeitsziele der Bundesregierung 
(Destatis 2014) aufgebaut. Wichtige Informationsgrundlagen des Naturschutzes sind außerdem 
die für Bund und Länder erstellten Roten Listen der gefährdeten Tier- und Pflanzenarten, die oft 
auch als Hilfsmittel für Bewertungen herangezogen werden. 

Die auf Landesebene selektiv und in der regionalen und örtlichen Landschaftsplanung flächen-
deckend zu erstellende Biotoptypenkartierung ist die wichtigste Grundlage für die Ausweisung 
von Schutzgebieten und die Identifizierung der gesetzlich geschützten Biotope (§ 30 BNatSchG).

Die Landschaftsplanung verwendet eine Vielzahl von Informationsgrundlagen und Methoden 
zur Erfassung und Bewertung des Naturhaushaltes und der landschaftsästhetischen Qualitäten, 
die zum Teil von anderen Fachdisziplinen erstellt bzw. entwickelt wurden (z. B. BLIK 2014). 

6 Zuständigkeiten und Organisation des Naturschutzes

Die Durchführung der Naturschutzgesetze des Bundes und der Länder obliegt den für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörden. Dies können je nach Regelung in den einzelnen 
Bundesländern unterschiedliche Behörden sein. Der hierarchische Aufbau der Naturschutz-
behörden folgt der Verwaltungsgliederung im jeweiligen Bundesland (zwei- oder dreistufige 
Behördenhierarchie). Die Oberste Naturschutzbehörde ist auf der Ministerialebene, die Obere 
Naturschutzbehörde auf der Ebene der Bezirksregierungen (soweit vorhanden) und die Untere 
Naturschutzbehörde auf der Ebene der Regionen, Landkreise oder kreisfreien Städte angesiedelt. 
Die Naturschutzbehörden werden in nahezu allen Bundesländern von Fachbehörden unterstützt 
(häufig Teile der Landesämter oder -anstalten für Umweltschutz), die fachliche Aufgaben wie 
die Erhebung von schutzwürdigen Arten oder Biotopen übernehmen. Andere Behörden sind 
verpflichtet, die Naturschutzbehörden bei der Vorbereitung öffentlicher Planungen und Maßnah-
men, die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege berühren können, zu beteiligen 
(§ 3 Abs. 5 BNatSchG). Die Gemeinden nehmen bestimmte Naturschutzaufgaben im übertragenen 
Wirkungsbereich wahr, z. B. im Rahmen der Bauleitplanung. Sie sorgen für eine umweltkonforme 
Siedlungsentwicklung und können Naturschutzmaßnahmen durch Satzung festlegen oder ggf. 
geschützte Landschaftsbestandteile ausweisen. 

Neben dem behördlichen ist der ehrenamtliche Naturschutz ein weiteres überaus wichtiges 
Standbein der Naturschutzarbeit. In der Bundesrepublik Deutschland haben allein die nach dem 
BNatSchG anerkannten Naturschutzvereinigungen 3,8 Mio. Mitglieder, alle Umweltverbände zu-
sammen 4,4 Mio. (OECD 2001). Die vom Bund oder den Ländern anerkannten Vereinigungen (§ 3 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG)) wirken bei den verschiedensten Behördenaktivitäten 
mit. Sie haben das Recht zur Einsicht in einschlägige Gutachten sowie zur Stellungnahme und 
ggf. Klage bei Verfahren, die in §§  63  f. BNatSchG oder in §  1 UmwRG genannt sind. Dazu zäh-
len Befreiungen von Ver- oder Geboten in Naturschutzgebieten, Ausnahmeentscheidungen von 
den Verboten für Natura-2000-Gebiete, Planfeststellungsverfahren oder Plangenehmigungen, 
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die mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden sind oder für die eine UVP-Pflicht besteht, 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung, bestimmte 
wasserrechtliche Verfahren sowie Entscheidungen nach dem Umweltschadensgesetz. Die Klage-
befugnis der Verbände wurde seit ihrer Einführung im BNatSchG 2002 einige Male ausgeweitet. 
Sie kann sich nunmehr auch auf Bebauungspläne (▷  Bebauungsplan) erstrecken, insbesondere 
sofern diese UVP-pflichtige Vorhaben vorbereiten. Unabhängig von diesen Regelungen muss nach 
aktueller Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwGE 7 C 21.12 vom 05.09.2013) 
anerkannten Verbänden ermöglicht werden, Entscheidungen anzufechten, die möglicherweise 
im Widerspruch zum ▷ Umweltrecht der Europäischen Union stehen. Mit der Änderung des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetzes 2013 ist die Verbandsklage nicht mehr auf die Verletzung subjektiver 
Rechte beschränkt, sodass auch Verstöße gegen allgemeine die Umwelt schützende Normen von 
anerkannten Umwelt- und Naturschutzverbänden gerichtlich überprüft werden können.

Neben der Arbeit in Umwelt- und Naturschutzverbänden sind Ehrenamtliche auch als Land-
schaftswarte, bei der Betreuung von Schutzgebieten, der Erhebung von Bestandsdaten (z.  B. 
der Avifauna) und als Mitglieder von Landschaftspflegebeiräten tätig. Ohne diese umfangreiche 
ehrenamtliche Tätigkeit ist ein wirksamer Naturschutz in Deutschland derzeit kaum denkbar.

Besonders aktuelle Forschungsfelder sind gegenwärtig Ziele und Maßnahmen zur Umsetzung 
der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt und geeignete Programme zur Überwachung 
und ▷ Evaluation.

7 Ausblick und Entwicklungstendenzen

Die Wirksamkeit des Naturschutzes wird in Deutschland durch ein breites Spektrum von Hemm-
nissen und Defiziten eingeschränkt (SRU 2002b). Neben einer unzureichenden Personal- und 
Mittelausstattung des staatlichen Naturschutzes werden als Ursachen auch strategische Defizite 
im Naturschutz konstatiert. Einzellösungen sollen sich deshalb in Zukunft in übergeordnete stra-
tegische Konzepte auf allen Handlungsebenen des Naturschutzes einfügen. 

Für die Weiterentwicklung des Naturschutzes ist eine Reihe von Zukunftsaufgaben zu 
bewältigen:

• Die Schließung von Lücken bei der Konkretisierung von Naturschutzzielen auf den unter-
schiedlichen Ebenen sowie die Verbesserung ihrer Überprüfbarkeit

• Die Integration von Naturschutzzielen in andere Politikbereiche wie Landwirtschaft, Verkehr, 
Bauwesen und ▷ Tourismus

• Die regelmäßige Dokumentation von Erfolgen und Defiziten bei der Erreichung der gesetzten 
Ziele sowie die Koordinierung und ggf. Integration bestehender Umweltmonitoringsysteme

• Die Optimierung der vorhandenen Naturschutzinstrumente und die Schaffung der Vorausset-
zungen für eine sinnvolle Verknüpfung untereinander sowie mit anderen Instrumenten

• Die Entwicklung von Strategien, die ein koordiniertes Vorgehen der verschiedenen amtlichen 
und ehrenamtlichen Akteure des Naturschutzes unterstützen 
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• Ein verstärktes Anknüpfen an den Interessen der Bevölkerungsgruppen, die direkt oder indi-
rekt (z.  B. durch Hochwasserschutz) von den dargebotenen Leistungen des Naturhaushalts 
oder der Biodiversität profitieren (Der Darstellung dieser Verbindungen sollte mehr Raum 
gegeben werden)

• Die Inwertsetzung von Natur und Landschaft durch die Darstellung ihres Nutzens für das 
menschliche Wohlergehen und der echten Kosten der Naturnutzung, basierend auf dem Kon-
zept der ▷ Ökosystemdienstleistungen 

• Die Förderung der Akzeptanz von Naturschutzmaßnahmen durch die Verbesserung der An-
reizstrukturen für Naturschutzleistungen, die Verstärkung dialogorientierter Kommunikation 
im Naturschutz, den Aufbau von strategischen Allianzen und neue Wege zur Vermittlung der 
Naturschutzziele in der Öffentlichkeit

Der Naturschutz greift heute auf ein weitgehend etabliertes Methodenset zurück. Aufgrund 
der Vielfalt der Länderregelungen wird es zukünftig eine Aufgabe sein, zu einer stärkeren Standar-
disierung zu gelangen, um die Belange des Naturschutzes (auch länderübergreifend) mit einheitli-
cher Sprache gegenüber anderen Akteuren zu vertreten und in andere Politikbereiche integrieren 
zu können.
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